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Ein Hamsterrad in Bern

Für viele von uns startete das Jahr mit einem 
«Blackout», glücklicherweise nur, weil wir beim 
Jahreswechsel zu tief ins Glas geschaut und 
nicht weil wir keinen Strom mehr haben. Ein 
neues Jahr hat begonnen und 2025 rückt immer 
näher. Im vergangenen Jahr tauchten immer 
wieder Beiträge in den Medien auf, die vor 
zunehmenden Stromausfällen im 2025 warnen. 
Doch interessieren tut es eigentlich niemanden 
im politischen Bern. Politiker und Politikerinnen 
drehen ihre Runden ums Rednerpult und unter-
halten sich lieber über «Massnahmen», wie man 
uns zunehmend entmündigen kann. Doch die 
Energie-Situation wird prekär. 90‘000 Unter-
nehmen erhielten im Kanton Bern ein Schrei-
ben, wie mit einer Stromknappheit umzugehen 
sei. 30‘000 Haushalte erhielten ein Handbuch: 
«Kochen ohne Strom». Willkommen zurück im 
Mittelalter, besser im Steinzeitalter. Warum in-
teressiert das niemanden? Es läuft eben alles 
noch. Es werden neue Rechenzentren gebaut, 
Wärmepumpen werden verordnet, E-Autos ero-

bern die Strassen, Homeoffice nimmt zu. Woher 
kommt der Strom? Ein alter Spruch: «aus der 
Steckdose». Ein Trugschluss. Bereits in drei Jah-
ren könnten Notstromagregate unseren Alltag 
beherrschen. «Dank» der Energiestragie 2050 
haben wir keine Alternativen zur Kernkraft, 
dafür ein Technologieverbot. Der Ausbau der 
Wasserkraft wird grundsätzlich mal verhindert 
– erinnern wir uns an die verhinderte Erhöhung 
der Grimselstaumauer. Linke und Euroturbos 
geben der SVP die Schuld, weil sie das EU-
Rahmenabkommen und damit auch das Strom-
abkommen versenkt habe. Ebenfalls ein Trug-
schluss. Unseren Nachbarländern fehlt ebenfalls 
der Strom. In gewissen Teilen in Österreich sind 
Stromausfälle schon fast zum Alltag geworden. 
Schauen wir ins östliche Europa, stellt man mit 
Schrecken fest, dass Blackouts zum täglichen 
Leben gehören. Zwar ist der «Blackout» ein 
Horrorszenario. Wenn der Strom ausfällt, fallen 
ganze Lieferketten zusammen, funktioniert das 
Verkehrssystem nicht mehr, kein Zugriff auf 
Daten, in den Spitälern werden Geräte nicht ver-
sorgt, der Zahlungsverkehr und der ÖV brechen 
zusammen, keine Kühe werden mehr gemolken 
usw. Kurz: Unsere Zivilisation steht still. Man 
könnte davon ausgehen, die Schweiz sei doch 
sicher gerüstet, wenn so etwas passiere. Weit 
gefehlt. Krisenmanagement wird in der Schweiz 
nicht mehr gross geschrieben, wir erfahren seit 
zwei Jahren wie «gut» die Schweiz auf Krisen 
vorbereitet ist: gar nicht. Die Politik muss jetzt 
Massnahmen ergreifen, um solch eine Krise ab-
wenden zu können. Wichtiger Anstoss wäre ein 

Energiemix: Ein Mix aus den verschiedensten 
Energievarianten würde uns Unabhängigkeit 
und einen sicheren Stromzugang sichern: Inno-
vation, Ausbau der Wasserkraft, Weiterbetrieb 
der Kernkraftwerke. Aber vielleicht sollten wir 
in Bern ein Hamsterrad aufstellen damit die 
Politiker und Politikerinnen einmal selbst den 
Strom für die Schweiz sichern können. Viel-
leicht würden sie dann endlich erwachen aus 
ihrem Tiefschlaf unter der Kuppel in Bern.
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Wettbewerbsfrage: 

Wettbewerb Antwort auf Talon Seite 16 oder per Mail an idee@jsvp.ch

Wer mitmacht, kann gewinnen!

Zu gewinnen:  
5 Gutscheine für ein Essen 
im Restaurant Kleefeld in 
Bern, gestiftet von aNatio-
nalrat Thomas Fuchs sowie 
5 attraktive Bücherpreise 
aus dem Sortiment der 
Schweizerischen Vereini-
gung Pro Libertate.

Benutzen Sie den Talon  
auf Seite 16 oder senden  
Sie die Lösung via Mail an  
idee@jsvp.ch

Auflösung Wettbewerb  
DIE IDEE 4/21
Die Frage war: Wo steht dieses Gebäude und 
welchen Zweck erfüllt es?

Auflösung: 

Winterthur, Rathaus/Behörde und Veranstal-
tungsort Winterthurer Stadtorchester, Semper.

Die Gewinner sind:

Fränzi Keiser, Baar / Rosmarie Kunz, Gipf Ober-
frick / Jean-Hugues Lüthi, Urtenen-Schönbühl / 
Andreas Zaugg, Kefikon / Hutter Daniel, Solo-
thurn / Viktor Nell, Ampolla, Tarragona, Spanien 
/ H. Jirenec, Thun

Wo steht die Kappelle und wo der Wehrturm?

Sie sind unzufrieden mit der SVP?  
Eine wichtige Klarstellung!

Die SVP wehrt sich nicht per se gegen Coro-
na-Massnahmen. Wir sind auch nicht gegen 
das Impfen. Im Gegenteil: Wir waren die erste 
Partei, die beim BAG und Bundesrat Druck 
gemacht hat, damit rasch genügend Impfstoff 
für die impfwillige Bevölkerung bereitsteht, um 
sich vor dem Virus zu schützen. Frau Martullo-
Blocher war im Parlament die erste Nationalrä-
tin, welche Maske trug.

Die Massnahmen zur Pandemie-Bekämpfung 
müssen jedoch nachvollziehbar und zielführend 
sein. In den vergangenen Monaten hat der Bun-
desrat zahlreiche Entscheidungen getroffen, die 

diesen Grundsätzen zuwiderlaufen. Uns geht 
es in der Nein-Kampagne aber in erster Linie 
darum, dass niemand zu einer Impfung genö-
tigt wird, der das nicht will. Und der Weg aus 
der Pandemie führt über eine Herdenimmunität. 
Diese kann über zwei Wege erreicht werden. So-
wohl über eine wirksame Impfung wie auch über 
eine überstandene Infektion. Die Risikogruppe 
hat mittlerweile eine Immunität von weit über 
90%. Das heisst, die Massnahmen müssen nun, 
nachdem der Bundesrat das auch versprochen 
hat, abgebaut werden, da sie nicht mehr verhält-
nismässig sind. Mit der Ausdehnung der Zerti-
fikatspflicht schliesst die Mitte-Links-Mehrheit 
des Bundesrates viele Menschen vom sozialen 
Leben aus und spaltet die Bevölkerung. Offen-
sichtlich drangsaliert man einmal mehr lieber die 
eigene Bevölkerung, statt endlich wirkungsvolle 
Massnahmen, zum Beispiel an unseren Landes-
grenzen, zu ergreifen.

Wir würden es schade finden, wenn einige Leute 
nun bei künftigen Wahlen einer anderen Par-
tei die Stimme geben, die vielleicht in Sachen 
Covid ihnen besser entspricht, jedoch bei 90% 

Von 
Thomas Fuchs, 
alt Nationalrat 
und alt Grossrat, 
Stadtrat, 
3018 Bern

der anderen Themen anderer Meinung ist. Sie 
wählen eine Partei ja für vier Jahre. Und in den 
nächsten vier Jahren wird sich die Politik mit 
ganz anderen Sachen als mit Covid beschäftigen. 

Bereits heute arbeiten wir ein halbes Jahr lang 
nur für den Staat. Und dieser will noch tiefer in 
die Taschen der Bürgerinnen und Bürger greifen. 
Mit der geplanten Mediensteuer sollen grosse 
Medienkonzerne mit Steuergeldern subventio-
niert werden. Nun sollen auch die Abos von 
Streaming-Diensten wie Netflix oder Disney+ 
verteuert werden, damit die linkslastige «Kul-
turförderung» ausgebaut werden kann.
Weitere «Einnahmequellen» sind bereits aus-
erkoren: Höhere Strom- und Benzinpreise, 
Sonderabgaben auf Energie und Mobilität, die 
Einführung einer nationalen Erbschaftssteuer, 
Streichung von Pendlerabzügen, usw.

Die Junge SVP und die SVP wehren sich gegen 
die Abzockerei des Staates und wir setzen uns 
unmissverständlich für tiefere Steuern, Gebüh-
ren und Abgaben ein – weil die Früchte Ihrer 
Arbeit Ihnen gehören!

An dieser Stelle danke ich Ihnen allen herzlich 
für ihre langjährige und treue Unterstützung. 
 
Ich wünsche Ihnen gute Gesundheit und viel 
Erfolg im 2022.
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Aktuelles der Jungen SVP  
auf einen Blick
In dieser Rubrik spricht der Präsident über Aktualitäten und 
politische Schwerpunkte der Jungen SVP.

Paukenschlag zu Beginn des neuen Jahres
Das Jahr 2022 hat noch nicht mal recht begonnen und bereits kommen auf-
wühlende Neuigkeiten eingeflogen. Die ultimative Good-News ist dabei 
folgende: Gemäss der ersten Temedia Wahlumfrage im Hinblick auf die 
Nationalratswahlen 2023 legt die SVP bei den 18–35-jährigen von 22% 
Wähleranteil im Jahr 2019 auf aktuell 29% zu. Das ist eine für Schweizer 
Verhältnisse erdrutschartige Verschiebung und in vielerlei Hinsicht bemer-
kenswert.
Erstens dürfen sich die Medien aber auch wir selbst definitiv vom Gedan-
ken verabschieden, dass wir eine überalterte Partei sind, welche mit der 
Moderne nicht so recht zu schlag kommt. Im Gegenteil. Die Junge SVP 
kämpft in den hochrelevanten Themen Corona, Klima und Altersvorsorge 
für Werte, welche die Jungen bewegen und bejahen. Beim Thema Coro-
na setzen wir uns für die persönliche Freiheit und für kritisches Denken 
gegenüber einem aktivistischen Staat ein. Beim Thema Klima setzen wir 
auf Innovation und Bezahlbarkeit. Und beim Thema Altersvorsorge setzen 
wir schlicht und einfach auf unser bewährtes 3-Säulen-Prinzip. Was aber 
in allen drei Themen zum Tragen kommt, ist unser unermüdliche Einsatz 
gegen die Bevormundung junger Leute durch den Staat. Damit treffen wir 
einen Nerv. Doch nicht nur thematisch, sondern auch technisch macht es  
die SVP sehr gut. In den immer wichtiger werdenden sozialen Medien sind 
wir als Partei einsame Spitze und auch beim online Unterschriftensammeln 
machen wir in letzter Zeit eine gute Falle.
Als zweite Bemerkung zum erdrutschartigen Zulegen der SVP bei jun-
gen Leuten füge ich eine vielleicht etwas provokativ formulierte These 
an. «Junge Leute interessieren sich nicht für Politik und schon gar nicht 
für Parteien oder Institutionen. Junge Leute sind aber sehr wohl an den 
politischen Themen interessiert, welche für ihr Leben und ihre Zukunft 
relevant sind. Der Abstimmungsentscheid eines jungen Menschen erfolgt 
demnach unabhängig von Parteiparolen. Was zählt ist einzig und allein das 
bessere Argument. Heute kann es die JUSO sein, morgen die Junge SVP, 
die besser argumentiert und die Gunst der Jungen erlangt». In Anbetracht 
dessen lässt sich auch erklären, weshalb 56% der 18–35-jährigen Nein zum 
Covid Gesetz gesagt haben. Nicht der Jungen SVP zuliebe, sondern, weil 
die Junge SVP die besseren Argumente hatte. Der sogenannte SVP-Reflex, 
wonach man unabhängig vom Thema reflexartig gegen die Parole der SVP 
stimmt, blieb aus.
Die Herausforderung wird für die Junge 
SVP somit darin bestehen, die Themen der 
Jungen zu erkennen und immer wieder mit 
argumentativen Höchstleistungen zu bril-
lieren. Trotz dieser Herausforderung sind 
es aber nicht die Jungen, die mir zu denken 
geben. Sorgen macht mir eher der Hang 
zum Sozialismus der älteren Generation 
und die Machtgier des Establishments. 
Beispiel gefällig: Sowohl die Nachwahl-
befragung zum CO2 Gesetz als auch jene 
zum Covid Gesetz ergaben, dass die ältere 
Generation diesen Gesetzen unseres links-
geprägten Berufsparlaments mehrheitlich 
zustimmte. Für diese Gesetze und ähn-
liche Vorstellungen bezahlen wir Jungen 
mit höheren Schulden, höheren Steuern, 
Umverteilung, Freiheitsverlust und einer 
steigenden Inflation. Die Junge SVP wird 
sich deshalb in der ersten Hälfte des Jahres 
2022 diesem Thema vertieft annehmen. 
Wir dürfen gespannt sein.

Die Junge SVP  
in den Medien
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Der im Januar 2021 gewählte Vizestadtrats-
präsident, Stadtratskollege Manuel C. Wid-
mer, GFL entwickelte eine für das städtische 
Parlament (Stadtrat) gefährliche ungünstige 
Dynamik. Obwohl sich die gewählten Vize-
stadtratspräsidenten normalerweise im Hin-
blick auf ihr kommendes Präsidium mit der 
Einreichung von Vorstössen aber auch in ih-
ren persönlichen Voten und Anträgen – rich-
tigerweise – zurückhalten, griff unser Kollege 
mit giftiger Rhetorik und harten Bandagen 
häufig in den Ratsbetrieb ein. Oft stellte er 
selber sogar Ordnungsanträge, um einen ihm 
genehmen Sitzungsablauf zu erzwingen. Der 
Rat folgte ihm zum Glück nicht immer! Im 
folgenden Artikel wird der Leser über die 
bestehenden Probleme und Lösungsmöglich-
keiten orientiert.

Die SVP Fraktion unterstützte fast immer die 
von den Fraktionen vorgeschlagenen Kandi-
daten und Kandidatinnen. Der Verfasser hielt als 
Fraktionspräsident für die Ratspräsidentinnen 
des Grünen Bündnisses, Frau Regula Bühlmann, 
(Ratsjahr 2018) und der SP, Frau Barbara Nyffe-
ler (Ratsjahr 2020) sogar sehr gerne die Laudatio 
(Lob/Einführungsrede) im Auftrage aller Frakti-
onen. Trotz grosser politischer Differenzen fand 
ich menschlich den Rank und der Ratsbetrieb 
und die Zusammenarbeit klappte sehr gut und 
verlief m.E. trotz grossen politischen Diffe-
renzen durchaus konstruktiv. 
Mit Manuel C. Widmer war dies leider bisher 
weniger der Fall. Manuel C. Widmer fiel auch 
schon in der Vergangenheit als einfaches Rats-
mitglied damit auf, dass er ihm nicht genehme 
Redner oft mit aggressiven körperlichen Gesten 
aus dem Konzept brachte. An diesem Verhalten 
hielt er auch als Vize fest. Nur sah es dann der 
Redner meist nicht, da der Ratsvize im Rücken 
des Sprechers Platz agierte. Trotz der Maske 
kam der Unmut des Ratsvizes mit einem ihm 
missliebigen Ratsmitglied auch bei der Entge-
gennahme von Vorstössen aber oft nur zu klar 
zum Ausdruck.

Obwohl der Verfasser den Fraktionspräsidenten 
der GFL die anderen Fraktionen, teilweise sogar 
in Anwesenheit Manuel C. Widmers, bewusst 
frühzeitig auf die Gefahr möglicher weiterer 
Entgleisungen des designierten Präsidenten 

hinwies und androhte, dass die SVP Fraktion 
Manuel C. Widmer 2022 ihre Vorbehalte gegen 
seine Wahl zum Stadtratspräsidenten anmelden 
wird, änderte sich das Verhalten des Ratsvize 
leider nicht. 

Im Gegensatz fast zu allen seinen Amtsvorgän-
gern handhabte der Ratsvize das Geschäftsre-
glement äusserst kleinlich und nahm für sich 
selber wiederum demgegenüber alle Freiheiten 
heraus. So akzeptierte Manuel C. Widmer – in 
seiner Funktion als Vize und deshalb für die Ent-
gegennahme von Vorstössen formell zuständig 
– seine eigene kleine Anfrage mit 7 Fragen und 
3 Unterfragen mit (durchaus interessanten) aber 
höchst komplexem Fragestellungen (SR; 2021.
SR.000021, Berns Westen mit Privatpolizei?); 
der SVP verwehrte er aber kurz darauf eine klei-
ne Anfrage mit 4 wirklich einfach und mit wenig 
Aufwand zu beantwortenden Fragen. Auch einer 
Ratskollegin beschied er unlängst schulmeister-
lich, dass er ihren Vorstoss nicht entgegennimmt 
obwohl diese ihren Vorstoss, wie von ihm ver-
langt zuvor entsprechend extra angepasst hatte. 
Wie mir die Ratskollegin berichtete, war der 
Ratsvize erst nachdem sie ihm eine Beschwerde 
beim Statthalteramt in Aussicht gestellt hatte, 
zum Einlenken bereit. 

In gleicher Art wollte der Ratsvize auch erzwin-
gen, dass Erich Hess eine Motion abändert, weil 
ein Punkt angeblich besser in Postulatsform 
hätte eingereicht werden sollen. Erst nach hef-
tiger Diskussion konnte der Ratsvize schliess-
lich dazu bewegt werden, den Vorstoss doch in 
der ursprünglich vorgesehenen Form entgegen 
zu nehmen, dies zumal eine Motion auch später 
vor der Abstimmung noch immer punkteweise 
gewandelt werden kann. Möglicherweise brach-
te ihn aber auch der Einwand, dass dann halt in 
der gleichen Sache eine Motion und zusätzlich 
ein Postulat eingereicht werden, zum Einlenken. 
Um die Pendenten des Parlaments abzubauen 

will Manuel C. Widmer die Möglichkeit der 
mündlichen Stellungnahme zu Antworten des 
Gemeinderates zu kleinen Anfragen in Zukunft 
ausschliessen und stellte entsprechende Abän-
derungsanträge hinsichtlich des Ratsreglements. 
Auch möchte er, dass in Zukunft Diskussionen 
zu aktuellem Anlass nicht mehr mündliche be-
gründen lassen. Zudem schwebt ihm die Begren-
zung der Vorstösse pro Ratsmitglied/Fraktion 
vor. Auch hier bemüht er die entsprechende 
Kommission. Sollte der Rat dem zustimmen, 
würde sich der Stadtrat allerdings seine wich-
tigen Kontroll- und Aufsichtsfunktionen selber 
wesentlich einschränken. Die Opposition würde 
nahezu mundtot gemacht, da der Gemeinderat 
danach die kleinen Anfragen ungestraft salopp 
oder gar nicht mehr richtig zu beantworten 
braucht, da an der Antwort keine Kritik mehr 
angebracht werden kann. Gerade der Stadtprä-
sident, dessen Direktion unmögliche Vorhaben 
vorantreiben will, könnte so profitieren.

Dafür sollen die Stadträte und die Steuerzahler  
am 28. Oktober 2021 mit einer an einem Frei-
tag (!) stattfindenden ganztägigen Sondersession 
«beglückt» werden (Sitzungszeiten 09.00 bis 
12.00, 13.30 bis 16.00 und 16.00 bis 19.30). 
Trotz der Hinweise diverser Fraktionspräsidien, 
dass diese Terminansetzung wenig miliztauglich 
sei und besser an diversen Donnerstag-Abenden 
Sonderschichten geschoben werden sollen, liess 
sich der designierte Ratspräsident nicht von 
seinem Plan der ganztägigen Session abbrin-
gen. Dem Vernehmen nach soll er als Lehrer 
an Freitagen unterrichtsfreie Zeit haben… Ob 
der Stadtrat allerdings angesichts der diversen 
angekündigten Abwesenheiten vieler seiner 
Mitglieder überhaupt beschlussfähig sein wird, 
wird sich zeigen. Es zeichnen sich jedenfalls 
bereits jetzt für viele Kollegen und Kolleginnen 
unnütze Umtriebe und Kosten ab. Auch wird 
die SVP Fraktion nicht akzeptieren, wenn der 
Ratspräsident sie wegen missliebiger Auffas-
sungen ungerecht schulmeistern will und sich 
über rechtliche Vorschriften hinwegsetzt. Hier 
gibt es zum Glück die entsprechenden kanto-
nalen Bestimmungen, die zum Schutze angeru-
fen werden können. Es ist zu hoffen, dass wir 
nicht zu diesem Mittel greifen müssen.

Die SVP Fraktion wird den von der GFL Frak-
tion portierten, von den RGM Parteien aber 
auch der unter der neuen Fraktionsführung nach 
links gerückten städtischen FDP unterstützenden 
Ratspräsidenten gleichwohl traditionsgemäss zu 
einem Essen einladen, um zu versuchen, die zwi-
schenmenschlichen Differenzen in persönlichen 
Gespräch bei Speis und Trank zu klären. Es ist 
zu hoffen, dass diese Aussprache zu Beginn des 
Jahres 2022 stattfinden wird. Wir kämpfen mit 
offenem Visier aber wir müssen unsere parla-
mentarischen Rechte bewahren und uns gegen 
deren drohenden Abbau zur Wehr setzen.

Manuel C. Widmer (GFL)

Manuel C. Widmer, GFL: Ist eine faire Ratsführung 
unter dem designierten Berner Stadtratspräsi-
denten gewährleistet?

Von
Alexander Feuz, 
Rechtsanwalt, 
Grossrat und 
Stadtrat SVP, 
Fraktionschef SVP 
Stadt Bern
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Laut dem Bund geht der Schweiz bereits in 
4 Jahren der Strom aus.

Das hätte katastrophale Folgen, denn dann würde die Infrastruk-
tur zusammenbrechen und die Versorgung mit Lebensmitteln, 
Geld, Wasser, die Telekommunikation, die Gesundheitsversor-
gung und vieles mehr – würde nicht mehr funktionieren.

Die Einschränkungen, die wir bei Strom-Mangel erleben würden, 
sind weit schlimmer als jene in der Corona-Pandemie. Deshalb 
müssen wir jetzt handeln!

Doch was tut die zuständige Bundesrätin Simonetta Sommaru-
ga? Nichts – statt zu handeln setzt sie ihren energiepolitischen 
Blindflug fort.

Deshalb fordert die SVP in einer Petition:
Frau Bundesrätin Sommaruga, machen Sie Ihren Job!

Unterschreiben Sie noch heute unsere 
Petition!

Vorname

Nachname

PLZ

Ort

E-Mail

Bitte einsenden an: DIE IDEE, Postfach, 3001 Bern –  
Fax 031 981 41 61 – E-Mail idee@jsvp.ch
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Schweizer Medien: Abhängigkeit «fördern»?

«Wir wollen die Regierung unterstützen durch 
unsere mediale Berichterstattung, dass wir alle 
gut durch die Krise kommen.» Dieser Satz 
stammte nicht von einer staatlichen Medien-
stelle oder von einer PR-Agentur, sondern von 
Ringier-Chef Marc Walder («Blick»). An einem 
internen Treffen von Journalisten gab der Chef 
vor, in welche Richtung die mediale Berichter-
stattung erfolgen soll. So gesehen ist nun klar, 
weshalb «Blick» und Co. zeitweise wie Corona-
Homestorys daherkamen. Kritisches Hinterfra-
gen der bundesrätlichen Covid-19-Massnahmen 
oder der Pandemiebewältigung? Fehlanzeige. 
Diese krasse Parteinahme der Regierungspolitik 
könnte nicht brisanter sein: Am 13. Februar 2022 
stimmen wir darüber ab, ob die Medien in der 

Schweiz mit millionenschweren Subventionen 
«gefördert» werden sollen. 

Die Medien agieren in unserer direkten Demo-
kratie als sogenannte vierte Gewalt. Sie hin-
terfragen und kontrollieren die Tätigkeiten des 
Staates und schaffen Transparenz, wo anson-
sten Verschwiegenheit bevorzugt wird. Erlangen 
die Medien nun per Gesetz Staatsgelder, so ist 
absehbar, dass diese Unabhängigkeit verloren 
ginge. Wer kann es schon wagen, seinen Geld-
geber ernsthaft zu kritisieren?

«Kontrolle des Staats» oder lieber 
«Gelder vom Staat»?
Seit dem Beginn der Corona-Krise wurde auch 
aus der Medien-Ecke der Ruf nach weiterer 
staatlicher Unterstützung grösser. Das neue Me-
dienförderungsgesetz sieht nun Subventionen 
von 178 Millionen Franken pro Jahr vor – zu-
sätzlich zu den schon bestehenden 109 Milli-
onen, welche die Verlage Jahr für Jahr für ihre 
Radio- und TV-Stationen bekommen. Hauptpro-
fiteure dieser Vorlage sind dabei die grossen Ver-
lagshäuser wie Ringier («Blick»), die NZZ, AZ 
Medien resp. CH Media («Aargauer Zeitung») 
und TX Group («Tagesanzeiger»). Auf finanzi-
elle Unterstützung sind diese Titel aber gar nicht 

angewiesen. Die vormals Tamedia genannte TX 
Group zahlte in den vergangenen Jahren kon-
stant üppige Dividenden an ihre Aktionäre aus.

Was der aktuelle Fall des Ringier-Chefs auf-
zeigt: Wer schon heute Vorurteile gegenüber 
den grossen Medienhäusern hegte, wird sich in 
seinen Ansichten bestätigt fühlen dürfen. Wenn 
die Medien schon so weit sind, die Meinung der 
Regierung ungefiltert und «unterstützend» zu 
verbreiten statt diese zu hinterfragen, wer über-
nimmt diese Arbeit dann noch? Die Reputation 
des Schweizer Journalismus wird noch weiter 
abnehmen, wenn die Kontrolleure des Staates 
von ebendiesem Staat und seinen politischen 
Vertretern abhängig sind. 

Nehmen die Medien ihre Rolle als «vierte Ge-
walt» ernst, müssen sie auf Ihre Unabhängig-
keit pochen, die Subventionspläne konsequent 
ablehnen und am 13. Februar 2022 für ein Nein 
zum Mediengesetz plädieren. Eines ist klar: 
Staatlich finanzierte Medien verlieren ihre (rest-
liche) Glaubwürdigkeit, denn nur unabhängige 
Medien können den Staat kontrollieren. Diesen 
Grundsatz scheint der Ringier-CEO leider ver-
gessen zu haben.

Von  
Sandra Schneider, 
Grossrätin und  
Stadträtin,  
2502 Biel/Bienne

Im Bergwald mit anpacken
Ein gesunder Bergwald schützt uns alle. Vor Naturereignissen und vor verschmutzter Luft. Rund 2’000 Freiwillige pflegen ge-
meinsam mit dem Bergwaldprojekt jedes Jahr die Schweizer Bergwälder und helfen so mit, dass dieser – besonders auch in 
Zeiten des Klimawandels – wichtige Schutz weiterhin erhalten bleibt.

Die Sommer sind heiss, die Winter nicht mehr 
so kalt wie früher. Das hat Einfluss auf die 
Bergwälder, sie sind ein sensibles Ökosystem, 
das zwar langsam, aber sensibel auf derartige 
Veränderungen reagiert. Das Bergwaldprojekt 
geht seit über 30 Jahren mit Freiwilligen in die 
Bergwälder der Schweiz und pflegt sie, damit 
sie ihre Schutzfunktion möglichst optimal wahr-
nehmen. Die Veränderungen durch das aktuelle 
Klima werden ersichtlich, darauf wird in den 
Projektwochen eingegangen.

Wichtig ist dabei: Mit dem Pflanzen von jungen 
Bäumen ist es noch bei weitem nicht getan. 
Diese Bäume müssen in den kommenden Jah-
ren gepflegt werden, damit sie gross und stark 
werden. Deshalb kehrt das Bergwaldprojekt mit 
seinen Freiwilligen regelmässig an seine Wir-
kungsstätten zurück. So erschliesst sich auch 
der Blick auf die Veränderungen in der Natur, 
etwa auf die Zunahme von Rotwild oder die 
Trockenheit der vergangenen Jahre. Um aus 
den kleinen Bäumchen wichtige Stützen eines 
aktiven Schutzwaldes zu machen, brauchen sie 
heutzutage vielerorts Unterstützung. Etwa einen 
Zaun, um das Rotwild abzuhalten, oder einen 
Dreibeinbock, um Kriechschnee vom Baum 
fernzuhalten.

Rund 2’000 Freiwillige unterstützen den Berg-
wald gemeinsam mit dem Bergwaldprojekt jedes 
Jahr. Ihre Arbeit zeigt Erfolg, vielerorts ist der 
Schutzwald wieder gut im Schuss oder auf dem 
Weg dazu. Damit er auch so bleibt, sucht das 
Bergwaldprojekt jedes Jahr Freiwillige, die sich 
während einer Woche in den Schweizer Berg-
wäldern die Hände schmutzig machen, die in 
steilem Gelände mitarbeiten und die bereit sind, 
dies im Kreise von vielen Unbekannten zu ma-
chen. Alle vereint durch den Willen, etwas über 

die Zusammenhänge der Natur vor ihrer Haustür 
zu lernen und auf die Veränderungen des Klimas 
mit einem persönlichen Einsatz zu reagieren. 
Wer den Schritt in die Natur wagt, wird viele 
Erfahrungen machen, die auch im Alltag in den 
Tälern und Städten ihre Gültigkeit haben.

Bergwaldprojekt
Via Principala 49, 7014 Trin, Schweiz
info@bergwaldprojekt.ch
www.bergwaldprojekt.ch
facebook.com/bergwaldprojekt

Eine Freiwillige pflanzt eine junge Fichte in  
Arosa GR.

Rottenpflege im Bergwald von Elm GL.
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Das ideale Geschenk – jetzt zugreifen!

PRO LIBERTATE

Schweizerische Vereinigung für

Freiheit, Demokratie und Menschenwürde

Den Eiger kümmerts nicht
Adrian Amstutz, René E. Gygax
252 Seiten, 16,4 × 23,4 cm, 
Gebunden, Hardcover
ISBN 978-3-03818-235-1

Thilo Sarrazin
Feindliche Übernahme
So der Titel des neusten Buches von Thilo 
Sarrazin. Es ist wesentlich verständlicher 
geschrieben als alle vorangehenden Bü-
cher. Nur Fakten und die brisante Darstel-
lung, wie Europa durch den Islam überrollt 
bzw. übernommen wird. Wie immer, wenn 
die ganze Presse gegen Sarrazin jault, kann 
es nur gut sein. Dieses Buch wird zum 
Standardwerk für alle diejenigen, die wis-
sen wollen, wie und ob der Islam rückstän-

dig ist und wie er unsere Welt bedroht. Und natürlich auch für alle 
naiven Ahnungslosen – damit sie endlich auf den Boden der Realität 
kommen. Sollten Sie dieses Buch (per Zufall…) in Ihrer Buchhand-
lung nicht erhalten… bei uns erhalten Sie es in jedem Fall!

Brandneu!

Jetzt bestellen


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Nach opportunistischem Grossratsentscheid:

Junge SVP Kanton Bern übernimmt Lead gegen 
Stimmrechtsalter 16!

Am Montag, 29. November 2021, hat der 
Grosse Rat in der zweiten Lesung die Ver-
fassungsänderung für die Einführung von 
Stimmrechtsalter 16 im Kanton Bern durch-
gewunken. Die Forderung nach dem Stimm-
rechtsalter 16 ist Ausdruck eines falschen 
Demokratieverständnisses, ein trojanisches 
Pferd linker Klimaaktivisten, Offenbarung 
von Inkonsequenz wie auch ein Sammelbe-
cken unlogischer Argumente. Im Kanton 
Bern soll auch weiterhin Stimmrechtsalter 18 
gelten! Die Junge SVP übernimmt nach Ab-
sprache mit der SVP Kanton Bern den Lead 
der NEIN-Kampagne gegen das Vorhaben.

Die gestrige Grossratsdebatte hat es erneut of-
fenbart: Die Befürworter von Stimmrechtsalter 
16 verfolgen keineswegs edle, staatspolitische 
Motive – sondern handeln mit egoistischen und 
opportunistischen Absichten. Motionär Sancar 
entlarvte seine Hintergedanken bereits in seinem 
Eingangsvotum. Die Argumente drehten sich 
hauptsächlich um die angeblich erstarkte Kli-
majugend, welche mit dem Thema so eigentlich 

nichts zu tun hätte. Die linksliberale Mehrheit 
des Grossen Rats erhofft sich durch die Absen-
kung des Stimmrechtsalters einen politischen 
Nutzen. Die Junge SVP hingegen bekämpft Vor-
lage aus sachlichen Überlegungen, obwohl eine 
Senkung auch der JSVP zugutekommen könnte 
(siehe CO2-Gesetz und Covid-19-Gesetz).

Im Frühling 2020 hat der Grosse Rat die Motion 
Sancar knapp überwiesen. Der Regierungsrat 
wurde damit beauftragt, eine Vorlage zur Ver-
fassungsänderung vorzulegen und das Stimm-
rechtsalter 16 auf Kantons- und Gemeindeebene 
einzuführen. Das passive Wahlrecht soll wei-
terhin ab 18 Jahren gelten. Da für die Einfüh-
rung von Stimmrechtsalter 16 eine Änderung 
der Kantonsverfassung von Nöten ist, wird das 
Berner Stimmvolk nach dem gestrigen Gross-
ratsbeschluss automatisch über die Thematik 
befinden müssen.

Die Senkung des Stimmrechtsalters wurde im 
Kanton Bern letztmals im Jahr 2009, anläss-
lich der Volksabstimmung «Stimmrechtsalter 

16» breit diskutiert. Die Berner Stimmbevölke-
rung hat das Anliegen überdeutlich mit 75,4% 
abgelehnt. Auch die jüngste Geschichte zeigt, 
dass das Vorhaben diametral dem Volkswillen 
widerspricht. So hat der Kanton Basel-Land 
im Jahr 2018 mit 84,5% die Vorlage wuchtig 
abgelehnt. Auch nach Ausruf des angeblichen 
«Klimanotstands» vom Sommer 2020 und der 
dadurch scheinbar mobilisierten Klimajugend 
hat der Kanton Uri mit Volksentscheid vom 26. 
September 2021 das Stimmrechtsalter 16 mit 
68.4% bachab geschickt – unter Federführung 
der kantonalen Jungen SVP.

Mit der angedachten Senkung des Stimmrechts-
alters im Kanton Bern soll für das aktive Stimm- 
und Wahlrecht und für das passive Wahlrecht ein 
unterschiedliches Stimmrechtsalter gelten. Aus 
Sicht der Jungen SVP Kanton Bern ist das unlo-
gisch und inkonsequent. So könnte beispielswei-
se ein 16-Jähriger an einer Gemeindeversamm-
lung die entscheidende Stimme sein, ob z.B. das 
nächstjährige Budget angenommen werden soll, 
dürfte aber nicht in eine Kommission gewählt 
werden, in welcher über die Anschaffung neuer 
«Robidog-Seckli» befunden wird. Diese Dis-
krepanz der Logik zeigt überdeutlich auf, dass 
selbst die Befürworter von Stimmrechtsalter 16 
nicht genug Vertrauen in die 16-Jährigen haben. 
Sonst würden sie wollen, dass sich diese auch in 
Ämter wählen lassen dürfen.

Die JSVP Kanton Bern ist überzeugt, eine Mehr-
heit des Stimmvolks gegen Stimmrechtsalter 
16 im Rücken zu wissen und freut sich auf den 
bevorstehenden Abstimmungskampf.

Von 
Nils Fiechter,
Co-Parteipräsident 
Junge SVP Kanton 
Bern

Von  
Adrian Spahr,
Co-Parteipräsident 
Junge SVP Kanton 
Bern
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Das ohrenbetäubende Schweigen 
der «Schweizer Mainstream  
Medien»
Die Schweizer «Mainstream Medien», norma-
lerweise nie verlegen, den Beschaffungsent-
scheid des Bundesrates für das amerikanischen 
Kampfflugzeug F-35A Ligthning II bei jeder 
Gelegenheit zu diskreditieren, hüllte sich nach 
der Bekanntgabe des finnischen Verteidigungs-
departementes in ohrenbetäubendes Schweigen.

Der Entscheid der Finnen, 64 F-35A zu be-
schaffen entsprach offenbar ganz und gar 
nicht der Duftmarke linksorientierter Jour-
nalisten, die sich dem objektiven und aus-
gewogenen Informationsauftrag weniger 
verpflichtet fühlen, insbesondere dann, wenn 
es um unsere Landesverteidigung geht. Ein 
solchermassen positiver Entscheid könnte ja der 
Gruppe Schweiz ohne Armee (GSoA) scha-
den und den Befürwortern einer glaubwürdigen 
Armee helfen... Dafür verbreitet z.B. die SRG 
genüsslich die Lieferung von 80 Rafale des 
französischen Herstellers Dassault an die Ver-
einigten Arabischen Emirate und bereits liegen 
die Nerven blank. Eiserne Stille breitet sich im 
Studio Leutschenbach aus denn es kann nicht 
sein was nicht sein darf... N.B. aus ideologischen 
Gründen!
Aber jetzt haben sich bereits neun europäische 
Länder (Italien, England, Norwegen, Belgien, 
Niederlande, Dänemark, Polen, die Schweiz, 
Finnland) für den F-35 entschieden. Wer kann 

noch behaupten, alle diese Länder hätten in der 
Evaluation gepfuscht? Peter Bosshard

Finnland und die Schweiz evaluierten ihren 
F/A-18 Hornet-Ersatz auf der Basis von im 
Ansatz unterschiedlichen Auswahlverfahren. 
Beide Techniken resultierten jedoch im glei-
chen eindeutigen Ergebnis. Die F-35 gewann 
beide Bewertungen überzeugend! Das belegt 
eindrücklich, dass die in der Schweiz von GSoA, 
SP und Grüne Schweiz sowie den Mainstream 
Medien an unserer Evaluation geübte Kritik 
unredlich und unberechtigt ist. Im Übrigen darf 
darauf hingewiesen werden, dass der Entscheid 
zur Beschaffung des F-35 vom finnischen Regie-
rungskabinett unter Leitung der sozialdemokra-
tischen Premierministerin Sanna Marin (SDP) 
einstimmig getroffen wurde.

Im Gegensatz zur Schweiz machte ein Sprecher 
der finnischen Luftstreitkräfte Ilmavoimat auch 
Angaben über die Rangfolge des HX-Auswahl-
verfahrens. Bei einem möglichen Punktetotal 
von 5 erreichte der F-35 4,47 gefolgt vom F-
18E/F- und Gripen E-Angebot mit je 3,81.
Die Wertungen für die im Rahmen des HX-
Auswahlverfahrens ebenfalls evaluierten Typen 
Rafale und Eurofighter wurden nicht bekanntge-
geben. Konrad Alder

Das richtige Kampfflugzeug für die Schweiz� vvww.swiss-f35.ch
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Die Junge SVP und die SVP Stadt Bern wün-
schen einen guten Start ins 2022 und sind 
auch im neuen Jahr für Sie im Einsatz!

Thomas Fuchs
Präsident SVP Stadt Bern

Janosch Weyermann
Präsident Junge SVP Stadt Bern

Am 27. März 2022 Grossratswahlen  
Liste 1 
Die einzige echt bürgerliche Partei 
in der Stadt Bern
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Als Chefredaktor in den dreissiger und vierziger 
Jahren war er eine prägende Stimme, die schon 
früh massiv gegen die nationalsozialistischen 
Tendenzen auftrat. Sein Verdienst war, dass er 
in Deutschland als der wohl «der bestgehasste 
Redaktor» der Schweiz galt.

Feldmann hat aber nicht nur geschrieben, son-
dern wohl über tausend öffentliche Reden gehal-
ten, besonders über die Aussenpolitik.
Wir wissen über das Denken und Handeln von 
keinem anderen Schweizer Politiker des 20. 
Jahrhunderts so gut Bescheid, weil Feldmann 
von 1915 bis zu seinem Tod 1958 ein exaktes 
Tagebuch geführt hat.
So wissen wir, dass er sich besonders wohl 
fühlte bei der Bauernheimatbewegung – den 
so genannten Jungbauern –, von denen er sich 
neuen Schwung für seine BGB erhoffte, die er 
als verknöchert beurteilte.

Gegen den Nationalsozialismus

Anfänglich war er mit dem Leiter der Jungbau-
ern, Nationalrat Dr. Hans Müller vom «Mö- 
schberg» in Grosshöchstetten – ebenfalls ein 
«Zähringer» – gut befreundet. Von Müller, der 
die Zusammenarbeit mit den Sozialdemokraten 
suchte, um die enorme Wirtschaftskrise der 
dreissiger Jahre mit Staatsinterventionen zu be-
kämpfen, dann aber zunehmend einen autori-
tär-unschweizerischen Führeranspruch geltend 
machte und mit der Jungbauernbewegung im 
Gegensatz zur BGB geriet, wandte sich Feld-
mann schriftlich und frühzeitig ab. Als Müller 
1940 in braunes Fahrwasser geriet, war der 
Bruch längst vollzogen.

Die Entscheidung, dass die BGB zusammen 
mit Freisinn und Katholisch-Konservativen den 
«Bürgerblock» bilden sollten, hatte 1934/35 vor 
allem Feldmanns älterer Vertrauter und Förde-
rer Rudolf Minger verlangt, der seit 1930 im 
Bundesrat sass. Umgekehrt konnte Feldmann 

Im Dienst der Mittelstandspartei

Markus Feldmann interessiert mich nicht nur 
als einer meiner Vorgänger an der Spitze des 
Justiz- und Polizeidepartements, sondern als 
unerbittlicher Verfechter der schweizerischen 
Neutralität, als glühender Nazi- und Kommunis
tengegner, kurz: als leidenschaftlicher Kämpfer 
gegen rote und braune Fäuste.

Markus Feldmann wurde 1897 als Sohn eines 
Gymnasiallehrers und späteren Generalstabs
obersten und Fürsorgechefs der Armee in Thun 
geboren. Er selbst durfte wegen einem Herzfeh-
ler keinen Militärdienst leisten. Zeitlebens litt 
er darunter.

Als einer, der seine juristische Studien und Exa-
men an der Universität Bern absolvierte, bedeu-
tete ihm die Studentenverbindung «Zähringia» 
viel, so dass er sie gleich zweimal präsidierte.

Obwohl Feldmann zeitlebens in der Stadt Bern 
arbeitete, Stadtberner Bürger wurde und später 
sogar das Burgerrecht geschenkt erhielt, trat er 
der Bauern-, Gewerbe- und Bürgerpartei (BGB) 
– der heutigen SVP – bei. Die SP, so erklärte 
er, sei ihm zu wenig schweizerisch und zu 
militärfeindlich, und der «Industrie- und Ban-
kenfreisinn» – wie er ihn nannte – war ihm zu 
kapitalistisch.

1922 – also mit 25 Jahren – wurde der junge 
Markus Feldmann Redaktor und drei Jahre spä-
ter Chefredaktor der «Neuen Berner Zeitung», 
dem Organ der Bauern-, Gewerbe- und Bürger-
partei und blieb dies während 17 Jahren.

(Wir sehen ihn hier – wenn auch etwas undeut-
lich – in seinem Redaktionsbüro).

Würdigung grosser Persönlichkeiten

Markus Feldmann (1897–1958) 
Gegen rote und braune Fäuste

Von  
Dr. Christoph Blocher, 
alt Bundesrat,
8704 Herrliberg (ZH)

Bundesrat Markus Feldmann

«Jungbauernführer» Hans Müller

Büro in «Neue Berner Zeitung»

Redner bei den Jungbauern

Mitglied der «Zähringia»

Plakat der Berner BGB
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USA und der Sowjetunion für den Frieden ein-
treten. Barth gebrauchte gar den Ausdruck «ein 
Mann vom Formate Josef Stalins». Für Feld-
mann war klar: Stalin ist neben Hitler der andere 
Massenmörder. Die Nachwelt gab Feldmann 
recht.

Die hochstehenden Auseinandersetzungen zwei-
er Persönlichkeiten in den Jahren 1949 und 1951 
interessieren die Forschung bis heute. Mit Barth 
und Feldmann stiessen zwei unterschiedliche 
Auffassungen von Theologie, Ethik und Staat 
aufeinander, aber auch Berner Ernst und Basler 
Humor. Wenn man das heutige fade Süppchen 
der geistigen Auseinandersetzungen zwischen 
Kirche und Staat Revue passieren lässt, dann 
sehnt man sich geradezu nach solch wuchtigen 
Streitereien.
Interessant ist der Bernische Kirchenstreit aber 
auch, weil die beiden Kontrahenten viele Ge-
meinsamkeiten hatten: Beide hatten in Bern das 
damals stark pietistisch geprägte freie Gymnasi-
um (damals die Lerberschule) besucht, sich aber 
von ihren pietistisch- frommen Elternhäusern 
gelöst. Feldmann lag richtig mit dem Wider-
spruch zu Barths Auffassung, man könne mit 
Kommunisten jenseits des Eisernen Vorhangs 
einen Dialog wie unter Demokraten führen. 
Nach Feldmanns Urteil war dies ebenso wenig 
möglich, wie mit Hitler.

Die Differenz war aber auch eine logische Fol-
ge eines unterschiedlichen Auftrags: Feldmann 
hatte unerbittlich für den demokratisch-freiheit-
lichen Rechtsstaat einzutreten und nach berni-
schem Amtsverständnis – er war ja «Kirchen-
direktor» – stand der Staat «über der Kirche», 
während es für den Dogmatiker Barth umge-
kehrt war.

Was 1940 noch nicht möglich war, geschah 
1951: Markus Feldmann wurde im ersten Wahl-

– nicht zuletzt dank der Distanzierung von der 
Jungbauernbewegung – einen Nationalratssitz 
auf der BGB-Liste erobern. Wie überlegt Minger 
und Feldmann dachten, zeigt die schlaue Stra-
tegie, den Sozialdemokraten 1938 zwei Sitze 
im Berner Regierungsrat zu verschaffen, um so 
die Jungbauern zu isolieren. So wurde Markus 
Feldmann fortan ein entschiedener Befürworter 
des Konkordanz-Prinzips auch auf Bundesebe-
ne, was heisst: Die vier wählerstärksten Parteien 
sollten im Bundesrat nach ihrer Wählerstärke 
vertreten sein.

Schon früh durchschaute Markus Feldmann als 
unbedingter Befürworter des Rechtsstaates den 
verbrecherischen Charakter des Hitler-Regimes. 
In seiner «Neuen Berner Zeitung» bekämpfte 
er fortan den deutschen Nationalsozialismus 
wie den italienischen Faschismus aufs Ent-
schiedenste und machte so sein Organ bis über 
die Landesgrenzen hinaus bekannt. Feldmann 
kämpfte entschieden für die Pressefreiheit und 
verhinderte, dass unser Land mit Deutschland 
ein Presseabkommen schloss. Deshalb wurde er 
nach dem Urteil des Historikers Edgar Bonjour 
bei den Deutschen zum «meistgehassten Journa-
listen der Schweiz».

Wir sehen hier das seltene Bild eines lächelnden 
Markus Feldmann in späteren Jahren beim Hän-

Bundesrat Rudolf Minger

Markus Feldmann, 1939

Buch über Kirchenstreit

Karl Barth

Feldmann mit Bundesrat von Steiger

Bundesrat Feldmann

Feldmann mit General Guisan

dedruck mit Eduard von Steiger. Das Lächeln 
täuscht, denn von Steiger war bei den Bundes-
ratswahlen 1940 sein parteiinterner Widersa-
cher. Man nimmt heute an, dass die deutsche 
Gesandtschaft gegen den leidenschaftlichen 
Anti-Nazi Feldmann intervenierte, so dass der 
aristokratische – ebenfalls Stadtberner – Für-
sprecher und Regierungsrat Eduard von Steiger 
das Rennen bei der Nachfolge von Rudolf Min-
ger machte. Das Zürcher Parteiorgan bedauerte 
damals: «Wir haben nun einmal die ketzerische 
Auffassung, dass Dr. Feldmann als Bundesrats-
kandidat in unserem Bauernvolke eine bessere 
Verankerung gefunden hätte.»

Genau wie General Henri Guisan misstraute 
Markus Feldmann 1940 dem unbedingten Wi-
derstandswillen des Bundesrates. Wir sehen die 
beiden hier nach dem Krieg, 1954 am 80. Ge-
burtstag des Generals. Während dem Krieg lud 
Guisan Nationalrat Feldmann verschiedentlich 
zu Gesprächen über die Innen- und Aussenpo-
litik ein, wobei sich Feldmann allerdings scharf 
gegen die «Geschichtsklitterung» wandte, wo-
nach Guisan der einzige Fels in der Brandung 
gewesen sei. Er nahm den Bundesrat ausdrück-
lich in Schutz.

Gegen den Kommunismus

Von bleibendem Interesse ist auch der «Berni-
sche Kirchenstreit» zwischen Erziehungs- und 
Kirchendirektor Feldmann und dem grossen 
reformierten Theologen Karl Barth, nachdem 
Feldmann 1945 im bernischen Regierungsrat 
Einsitz genommen hatte.

In einer Rede im Berner Münster machte der 
Basler Theologieprofessor 1949 geltend, die 
Kirche dürfe sich nicht für einen Kampf gegen 
den Kommunismus instrumentalisieren lassen, 
sondern müsse im Kalten Krieg zwischen den 



14  Junge SVP Schweiz  DIE IDEE 1/2022

Markus Feldmann nicht mehr. Er verstarb am 3. 
November 1958 an einem Herzschlag in einem 
Taxi, mitten in seinen Amtsgeschäften.

Damit verschied – wie die NZZ schrieb – «einer 
der führenden Staatsmänner unserer Generati-
on». Er sei «einer der grossen Persönlichkeiten 
gewesen, welche die Schweiz hervorgebracht 
hat».

gang zum Nachfolger von Eduard von Steiger 
als Bundesrat gewählt. Er übernahm das Justiz- 
und Polizeidepartement energisch und initiativ. 
Feldmann beeinflusste die Verfassungs- und Ge-
setzgebungspolitik stark. Er liess einen Bericht 
über die massgeblich von seinem Vorgänger 
von Steiger verantwortete Flüchtlingspolitik im 
Zweiten Weltkrieg erstellen und bedauerte of-
fiziell die für eine gewisse Zeit gehandhabte 
Abweisung von Juden an der Grenze.

In Fragen der Aussenpolitik sprach Feldmann im 
Bundesrat ein gewichtiges Wort mit. Er wurde 
als Verfechter einer strikten Neutralitätspolitik 
Gegenspieler des freisinnigen Aussenministers 
Max Petitpierre. Feldmann warf dem Neuen-
burger vor, er handle eigenmächtig ohne Be-
schlüsse des Gesamtbundesrates. Insbesondere 
die Korea-Mission der Schweiz zur Grenzüber-
wachung des verfeindeten Nord- und Südkoreas 
gefährde die Unabhängigkeit und mache das 
Land zum Spielball der Grossmächte.

1956 wurde Markus Feldmann Bundespräsident 
und nahm in dieser Funktion wiederholt Stellung 
zur Niederschlagung des Ungarnaufstandes. Im 
brutalen Vorgehen der sowjetischen Panzer sah 
er die Bestätigung seines lebenslangen glü-
henden Antikommunismus, und die Grundwelle 
der Empörung in der Schweiz befriedigte ihn 
tief.

Gab sich Feldmann öffentlich auch fast immer 
ernst, fast schon grimmig, zeigte er im Privat-
leben auch weichere Seiten. Er war verheiratet 
mit Margrit Beck und Vater von Hans Feldmann, 
später Rechtsanwalt, SVP-Grossrat und Präsi-
dent des Schweizerischen Hauseigentümerver-
bands. Zeitlebens fühlte Feldmann mehr mit den 

kleinen als mit den grossen Leuten. Materielles 
sagte ihm wenig, jede Protzerei und Angeberei 
war ihm zuwider.

Wegbereiter des Frauenstimm-
rechts

Obwohl sich seine BGB-Partei in dieser Frage 
mehrheitlich ablehnend verhielt, befürwortete 
Markus Feldmann das Frauenstimmrecht. Seine 
diesbezügliche Vorlage wird oft als wichtigste 
staatspolitische Leistung Feldmanns eingestuft. 
Die 136-seitige Botschaft trägt stark seine Hand-
schrift und wurde von beiden Räten unterstützt.

So schrieb Markus Feldmann: «Der freie Volks-
staat schweizerischer Prägung beruht [...] auf 
dem Vertrauen darauf, dass immer genug Men-
schen sind, welche mit ihrer Einsicht, mit ih-
rem Verantwortungsgefühl, mit ihrem Sinn für 
Gemeinschaft den freien Volksstaat zu tragen 
und zu gestalten vermögen. Woher nehmen 
wir das Recht, unsere schweizerischen Frauen 
ganz allgemein gering zu schätzen, Frauen diese 
Einsicht, dieses Verantwortungsgefühl, dieses 
Verständnis für die Anforderungen der mensch-
lichen Gemeinschaft abzusprechen, ihnen das 
Recht vorzuenthalten, aktiv [...] an der Gestal- 
tung unserer freien staatlichen Gemeinschaft 
mitzuwirken?»

Die wuchtige Niederlage seines Projektes zur 
Einführung des Frauenstimmrechts auf Bundes-
ebene an der Urne vom Februar 1959 erlebte 

Feldmann mit Petitpierre

Feldmann im Parlament

Tod im Amt

Botschaft Frauenstimmrecht

Feldmann mit Ehefrau und Sohn

Frauendemonstration

Masken an Schulen 
behindern Unter-
richt!
Seit zwei Jahren weiss man, dass der Luftaus-
tausch und die gute Luftqualität in Schulzim-
mern das Allerwichtigste ist, um Ansteckungen 
zu verhindern. Wenn eine Lehrperson vorne eine 
Fremdsprache, oder auch Deutsch durch die 
Maske sprechen muss, so ist die Klang- und Aus-
drucksqualität nicht gut, weil die ganze Mimik 
verdeckt ist, was insbesondere für Kinder sehr 
störend ist! Nun wird mit dem Epidemiengesetz 
gedroht, es würden Bussen an Eltern verteilt, de-
ren Kinder die Maske nicht tragen und sich nicht 
testen lassen…Wir haben als Bürgerinnen und 
Bürger doch auch Rechte, uns gegen dieses to-
talitär anmutende «Pandemieregime» zur Wehr 
zu setzen! Auch in einer sogenannten «Beson-
deren Lage» sind unsere Behörden verpflichtet, 
die am wenigsten einschneidenden Massnahmen 
zu verhängen. Das wären nebst Luftfiltern und 
Fensterlüften auch das Aufstellen von Ventila-
toren. Bevor man den Menschen und (kleinen) 
Kindern Aussergewöhnliches abverlangt, sollten 
doch immer zuerst alle technisch-mechanischen 
zur Verfügung stehenden «sanften» Eingriffe 
ausgeschöpft werden.
Statt Bussen anzudrohen, wäre es doch möglich, 
denjenigen Kindern und Eltern, welche die Mas-
ken- und Testpflicht nicht möchten, vorüberge-
hend Fernunterricht anzubieten!

Marcus Stoercklé jun., 4052 Basel

Leserbrief
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Bild: unsplash

Autofahren: Gefährliche Mischung aus Privileg  
und Todsünde

Hochmut, Habgier, Wollust, Zorn, Völlerei, 
Neid und Trägheit – der über Hunderte von 
Jahren durch Mönche entwickelte Katalog über 
die sieben Todsünden wird von unserer Politik 
aktuell revidiert und um eine weitere Missetat 
ergänzt: Autofahren. Geringverdiener werden 
durch immer höhere Parkgebühren und Benzin-
preisabgaben arg belastet – zu Gunsten der Rei-
chen, welche sich das Privileg mehr und mehr 
exklusiv leisten können, auf vier Rädern von A 
nach B zu gelangen. Dies ist eine gefährliche 
Mischung, welche nebst den aktuellen Covid-
Massnahmen eine weitere Art Zweiklassenge-
sellschaft manifestiert.

Asche auf mein Haupt – ich bin ein Autofahrer 
und stehe dazu. Als ob es für mich als Nutzer 
dieses freiheitlichen, individuellen Fortbewe-
gungsmittels nicht schon schwierig genug wäre, 
in der rot-grünen Stadt Bern einen (bezahlbaren) 
Parkplatz zu finden, setzt die Stadt in ihrer künf-
tigen Verkehrsplanung ein weiteres Ausrufezei-
chen gegenüber Personen wie mir: In diversen 
Quartieren sollen insgesamt 550 Parkplätze ab-
gebaut werden. Auch beim Freibad «Marzili» 
sollen 127 von 134 Parkplätzen verschwinden. 
Der Stadtrat von Zürich hat vor einigen Wochen 
gar die flächendeckende Einführung von Tempo 
30 in ganz Zürich beschlossen. Der offenen 
Angriffe auf die Autofahrer nicht genug, plante 
die Stadt Zürich, Auto-Besitzern das Leben noch 
einmal massiv schwerer zu machen. Sie wollte 
die Anwohnerparkkarten für die blaue Zone 
künftig für Fr. 780.– statt wie bisher Fr. 300.– 
verkaufen.

Selbst der neutrale Preisüberwacher Stefan Mei-
erhans musste deshalb Mitte Dezember fest-
stellen: Geringverdiener, welche auf das Auto 
angewiesen sind, werden zu stark bestraft, das 
Prinzip der Verhältnismässigkeit ist bei der-
art exorbitanten Preissteigerungen nicht mehr 
gewährleistet. Auf seine Intervention hin ver-
zichtete die Stadt Zürich auf die umschriebene 
Gebührenerhöhung.

Nichtsdestotrotz leben wir offenbar in einer Zeit, 
in welcher Autofahrer in den grössten Schwei-
zer Städten schlicht nicht mehr erwünscht sind. 
Parkplätze werden verknappt, Parkgebühren 
steigen ins Unermessliche, die Autos werden mit 
Verkehrsberuhigungsmassnahmen ausgebremst. 
Die Folge dieser unsozialen Politik ist offen-

sichtlich: Das Autofahren wird zum Privileg 
der Wohlhabenden. Geringverdiener und Ange-
hörige des Mittelstands, welche wie wohl auch 
ein Grossteil der Leserschaft dieser Zeitung aus 
geographischen Gründen auf das Auto angewie-
sen sind, werden ausgegrenzt und geschröpft.

Leider nimmt diese Entwicklung auch vor dem 
Kanton Bern nicht Halt. Der Grosse Rat hat im 
Sommer 2021 der Gesetzesrevision für eine Er-
höhung der Motorfahrzeugsteuern zugestimmt. 
Dass die Berner Stimmbevölkerung identische 
Vorlagen bereits zweimal verworfen hat, schien 
hierbei nicht zu interessieren. So dürfen wir am 
13. Februar 2022 dank eines Referendums er-
neut über die Steuererhöhung befinden. Wer auf 
ein leistungsstarkes Auto angewiesen ist, würde 
pro Jahr künftig bis zu Fr. 300.— mehr an Mo-
torfahrzeugsteuern bezahlen müssen.

Die Stossrichtung ist auch hierbei klar und 
deutlich: Autofahren wird von unserer Politik 
als neue Todsünde angesehen. Da das Berner 
Stimmvolk aus Gründen des Kostenbewusst-
seins 2019 bereits das Energiegesetz und damit 
eine staatliche Reduktion der CO2-Emissionen 
durch Wärmeerzeuger ablehnte, folgt nun der er-
neute Angriff auf die Autofahrer. Von den aktuell 

in der Schweiz fahrenden 6,2 Millionen Autos 
stellt der Kanton Bern gerade mal 541’500, also 
nicht einmal 10%. Würde der Kanton Bern seine 
Autosteuern erhöhen, könnten sich vielleicht 1% 
der Autofahrer ein neues Auto leisten, um ihren 
Ausstoss zu reduzieren. Was wäre also die Wir-
kung der Erhöhung der Motorfahrzeugsteuer auf 
den globalen CO2-Ausstoss?

Mein noch vorhandenes Text-Budget für die-
se Kolumne reicht für die vielen Nullen nach 
der Kommastelle leider nicht aus, ich verzichte 
deshalb auf das Niederschreiben der entspre-
chenden Zahl. Schaffen wir stattdessen keine 
neuen Privilegien für Reiche und belassen es bei 
den sieben altbekannten Todsünden.

Von 
Nils Fiechter,
Co-Parteipräsident 
Junge SVP Kanton 
Bern

Donnerstag, 12. Mai 2022, in Zürich
Widder Hotel, Rennweg 7, 8001 Zürich

Donnerstag, 13. Oktober 2022, in Bern
Kaserne, Auditorium, Papiermühlestr. 13+15, 3000 Bern 22
(im Navigationssystem eingeben: Kasernenstrasse 27)

Beginn jeweils:  18.45 Uhr  Apéro / 19.30 Uhr  Referat

E inladung zum Fachreferat

«Unsere nationale Sicherheit in 
einem ungewissen, instabilen 
Umfeld – eine Aufdatierung»

O rg an is ie r t du rc h:

Parteiunabhängiges Informationskomitee
www.pikom.ch

PRO LIBERTATE
www.prolibertate.ch

Peter Regli
Der Divisionär aD und ehem. Chef des Schweizer 
Nachrichtendienstes spricht zum Thema:

«Terrorismus, Migration, 
Cyberkrieg und Donald Trump: 
Gehen sie uns noch etwas an?»
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Kaktus an:Rose an:

Armeekalender Malso
Bild: zvg

Bis Mitte Dezember sah es danach 
aus, dass es nach vielen Jahren 
2022 erstmals keinen Armeeka-
lender mehr geben würde. Die Ent-
täuschung war gross, aber jetzt ist 
er trotzdem da! Nach hartnäckigem 
Verhandeln vom Armee-Shop und 
dank Interventionen von SVP-
Ständerat Werner Salzmann und 
SVP-alt Nationalrat Thomas Fuchs 
konnten die Missverständnisse im 
VBS ausgeräumt werden und der 
Armeekalender 2022 kann dieses 
Jahr für nur 10 Franken bestellt 
werden (Talon auf Seite 9). Der Ka-
lender setzt ein Zeichen für unsere 
Soldaten und Kader in Ausbildung 
und im Einsatz. Das sind die Mit-
tel unserer Armee, für den Auftrag 
Kämpfen – Schützen – Helfen, für 
Sicherheit und Freiheit in unserem 
Land. Die Armee schützt bekannt-
lich auch weiterhin die Dienstver-
weigerer. Das VBS sollte für diese 
Gratiswerbung dankbar sein und 
nicht immer versuchen, innovative 
Unternehmen zu behindern oder 
zu blockieren. Helfen Sie mit und 
bestellen Sie ihr persönliches Ex-
emplar.

Drei Jungunternehmerinnen eröff-
neten an teuerster Lage im Postparc 
in Bern ihr Restaurant «Malso». 
Grund genug für die SVP Stadt 
Bern ihr Weihnachtsessen dort 
abzuhalten. Aber die Partei hatte 
nicht damit gerechnet, dass sie dort 
nicht willkommen ist und so lud 
man die SVP kurzerhand wieder 
aus und teilte mit, dass man sie 
in ihrem Lokal nicht bediene. Die 
geharnischten Reaktionen, blankes 
Entsetzen und Unverständnis 
führten zu Berichterstattungen in 
Berner Bär, der Tagespresse und 
sogar in der Weltwoche. Die zahl-
reichen negativen Rückmeldungen 
wiederum passten Geschäftsfüh-
rerin Rebecca Tarmann nicht und 
diese geht nun auf dem Rechtsweg 
gegen die Berichterstattung (mit 
freizügigen Fotos, auf welche wir 
verzichten, ebenso auf die Nennung 
ihres Arbeitsgebers, da nicht rele-
vant) vor, obwohl die Berichte zu 
100 % den Tatsachen entsprachen 
und die Fotos von ihrem dannzumal 
noch öffentlichen Instagram-Profil 
stammten. Die Berner Reitschule 
dürfte sich freuen, eine Filiale mit 
gleichem Gedankengut erhalten zu 
haben.

Humoreske

Ein Mann kommt in den Himmel und Petrus empfängt 
ihn an der Pforte.
Nach der Begrüssung gehen sie zusammen über die 
Wolken, an welchen ein Baum mit vielen Glöckchen 
steht.
Der Mann schaut und da klingelt eines.
Er fragt Petrus: Warum läutet das Glöckchen? Petrus 
erklärt ihm: Das ist der Lügenbaum und jedes MaI, 
wenn eine Glocke läutet, lügt ein Mensch auf der Erde. 
Kaum sind sie 100 Meter vom Baum weg, läuten alle 
Glocken am Baum wie wild.
Der Mann zu Petrus: Was soll denn das bedeuten?
Petrus antwortet: Das ist immer so, wenn das 
BAG die Medien nach einer Pressekonferenz  
informiert.

Die Erinnerung ist das einzige Paradies,  
aus dem wir nicht vertrieben werden können.

Johann Paul Friedrich Richter,Schriftsteller, 1763-1825


